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Kolja Lindner 
Nach den Pariser Attentaten vom November 2015:  

Frontstellungen, Kontexte und Perspektiven 
 
 
Der kriegerischen Realitäten in aller Welt zum Trotz: Für westeuropäische Verhält-
nisse sind die Pariser Terroranschläge vom November 2015 eine grausame Aus-
nahmeerscheinung. Während der Staat erwartungsgemäß aufrüstet, überraschen die 
Reaktionen der französischen Linken. Sie bewegen sich zwischen apathischem Ein-
verständnis und undifferenzierten Relativierungen. Dies zeigt, dass es in der aktuel-
len Situation um mehr als eine sicherheitspolitische Offensive geht. Vielmehr werden 
Formen des demokratischen Zusammenlebens neu ausgehandelt. Und dies verheißt 
nichts Gutes, denn eine Ethnisierung und ein Rechtsruck zeichnen sich bereits jetzt 
deutlich ab. Die französische Linke wird sich politisch erneuern müssen, will sie die-
sen Herausforderungen gewachsen sein. 
 
Law-and-Order, bleu-blanc-rouge und l’État, c’est moi ! 
 
Nach dem Terror hält es der französische Staat mit Repression, Nation und Präsi-
dentialisierung. So hat Staatschef François Hollande bereits am Morgen nach den 
Anschlägen den Ausnahmezustand verhängt. Durch ein Parlamentsvotum wurden 
kurze Zeit später zwar die richterlichen Kontrollen des polizeilichen Vorgehens aus-
geweitet. Dennoch werden Bürgerrechte bspw. durch ein eingeschränktes Versamm-
lungsrecht weiterhin massiv beschnitten. Um zu verstehen, in welchen Zusammen-
hang der französische Staat seinen Kampf gegen den Terror stellt und welches Si-
gnal an die Bevölkerung er damit aussendet, muss zweierlei berücksichtigt werden. 
Zunächst einmal gehört das Gesetz, das den Ausnahmezustand regelt, in den Kon-
text des Kolonialkrieges in Algerien. Es ist 1955 erlassen worden, um eine Resonanz 
des Konflikts in der Metropole zu unterbinden. Besonders pikant ist nun, dass die 
fragliche Regelung seit der algerischen Unabhängigkeit nur zwei Mal angewandt 
worden ist: 1984 in der ehemaligen Kolonie Neukaledonien und 2005 in den Vororten 
der französischen Metropole. Beide Male sind die kolonialgeschichtlichen Zusam-
menhänge offenkundig. In Neukaledonien ging es gegen die lokale Unabhängig-
keitsbewegung, in den Vorstädten ging es maßgeblich gegen eine (post-)koloniale 
Migrationsbevölkerung. 
 
Dass sich dies nicht auf Symbolik reduziert, zeigt der zweite Zusammenhang, den 
die französische Regierung mit ihren jetzigen Maßnahmen aufmacht. Es handelt sich 
dabei um die nationale Vereinnahmung des Entsetzens über die Anschläge und der 
Trauer über deren Opfer. Und diese belässt es keinesfalls beim Beschwören von 
Einigkeit. So wird derzeit geplant, Menschen, die über einen Doppelpass verfügen, in 
Frankreich geboren worden sind und für ihre Mitwirkung an terroristischer Gewalt 
verurteilt wurden, die französische Staatsbürgerschaft zu entziehen. Historisch sind 
diese Politiken in Frankreich mit dem faschistischen Vichy-Regime verbunden. Zwi-
schen 1940 und 1944 verloren 15.000 Menschen, darunter 7.000 französische Ju-
den, derart ihre Rechte (Landau-Brijatoff 2013)1. 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
1 Diese Entrechtung betraf auch 110.000 algerische Juden. Diese hatten im kolonialen Algerien, des-
sen Verwaltung im Zweiten Weltkrieg lange Zeit Vichytreuen Militärs unterstand, eine staatsbürgerli-
che Sonderstellung inne (s.u.). – Mit dem grammatischen Genusproblem wird im vorliegenden Zu-
sammenhang wie folgt verfahren: Wo in gemischtgeschlechtlichen Gruppen quantitative oder qualita-
tive Männerdominanz besteht, wird das männliche Geschlecht verwendet. Wo die Dominanz nicht so 
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Zweierlei ist angesichts dieses Vorstoßes bemerkenswert. Einerseits haben die re-
gierenden Sozialistinnen die Infragestellung staatsbürgerlicher Rechte bisher strikt 
abgelehnt. Diese wurde in der Vergangenheit vielmehr von Teilen der bürgerlichen 
Rechten und vom rechtsextremen Spektrum propagiert. Andererseits muss fest-
gehalten werden, dass das Vorhaben auf eine „Rassifizierung der Staatsbürger-
schaft“ (É. Fassin 2012: 273) hinausläuft. Noch nie ist weißen Fußballhooligans mit 
Doppelpass nach tödlichen Schlägereien untereinander oder mit der Polizei derart 
gedroht worden. Roma schon. Im Sommer 2010 schwor der ehemalige Präsident 
Nicolas Sarkozy, allen eingebürgerten „Personen fremder Herkunft“ die Staatsbür-
gerschaft entziehen zu wollen, sollten sie sich – abseits von Fußballspielen – le-
bensbedrohliche Gewalttaten gegen Sicherheitskräfte zu Schulden kommen lassen. 
Die in diesem Zusammenhang vom Innenministerium angewiesenen Räumungen 
von Roma-Camps und die Ausweisung mehrerer Hundert bulgarischer und rumäni-
scher EU-Bürgerinnen führten damals zu einem „europaweiten Politskandal“ (Krol 
2013: 220): Die EU-Kommission strengte ein Verfahren wegen Verletzung der euro-
päischen Verträge vor dem Europäischen Gerichtshof an und die Justizkommissarin 
ließ öffentlich vernehmen, dass sie sich an Zustände des Zweiten Weltkrieges erin-
nert fühle. 
 
Den französischen Muslimen kommt in diesem Rassifizierungsprozess eine heraus-
gehobene Rolle zu. Dies zeigt ein weiterer politischer Vorstoß aus der jüngeren Ver-
gangenheit. Im April 2010 plädierte der damalige, rechts-bürgerliche Innenminister 
Brice Hortefeux dafür, Ehemänner von zur Vollverschleierung gezwungenen Frauen 
mit dem Entzug der Staatsbürgerschaft zu bestrafen. Dass die fraglichen Beklei-
dungspraxen insbesondere mit spezifischen Lebenserfahrungen und prekären sozia-
len Lagen in Frankreich zusammenhängen und deshalb auch und sogar vornehmlich 
bei Konvertitinnen ohne jeglichen Migrationshintergrund anzutreffen sind, spielte in 
der Debatte keine Rolle2. Vielmehr transportieren solche Vorstöße die Vorstellung, 
dass Muslime nicht Teil der französischen Nation sind. Deren Handeln scheint dem-
nach auch ausschließlich religiös und nicht primär durch soziale Zusammenhänge in 
Frankreich begründet zu sein. Um was für eine fehlgeleitete Vorstellung es sich da-
bei handelt, illustrieren nicht zuletzt die Biographien derjenigen, die die Attentate auf 
das Satiremagazin Charlie Hebdo und einen jüdischen Supermarkt im Januar 2015 
ausgeführt haben. Auch die Lebenswege der Täter und ihrer Unterstützerinnen aus 
dem November 2015 bestätigen dies (Rey-Lefebvre u.a. 2015, Roy 2015). 
 
Die dritte Ebene, auf der der französische Staat auf den Terror reagiert, betrifft das 
politische System. So hat Präsident Hollande vor den zwei Parlamentskammern drei 
Tage nach den Attentaten von Paris die – bisher vage – Initiative einer Verfassungs-
änderung lanciert. Betroffen ist Artikel 16, der bereits jetzt diktatorische Vollmachten 
des Staatsoberhauptes kodifiziert. Hinzu kommt Artikel 36, der eine parlamentarische 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
eindeutig ist, in der Krise steckt oder bekämpft wird, gebrauche ich die weibliche Form. In historischen 
Konstellationen, die durch männliche Herrschaft strukturiert sind, werden ebenfalls ausschließlich 
Maskulina benutzt. So können bspw. Jüdinnen im republikanischen Frankreich bis 1944 keine vollen 
staatsbürgerlichen Rechte besitzen, da sie als Frauen vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. Bei Zita-
ten übernehme ich grundsätzlich die von ihren Autorinnen verwandte Schreibweise. 
2 Borghée (2012) zeigt in ihrer Studie zur Vollverschleierung in Frankreich überdies, dass deren Tra-
gen in der Regel Ausdruck einer individuellen und selbstbestimmten Aneignung des Salafismus ist, 
die nicht einfach als männliche Unterdrückung aufgefasst werden kann. Man kann die Fokussierung 
auf Vollverschleierung daher auch als einen weiteren Beleg für die Instrumentalisierung von Frauen-
rechten in antimuslimische Politiken werten (Guénif-Souilamas u. Macé 2006). 
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Mitbestimmung im Falle der Verhängung des Ausnahmezustandes vorsieht. Hollan-
des Vorschlag zielt auf eine Konstitutionalisierung des Ausnahmezustandes und ein 
Mehr an präsidialer Macht. Dabei muss berücksichtig werden, dass das politische 
System Frankreichs bereits jetzt schon vollkommen auf den Präsidenten ausgerichtet 
ist. Der „rationalisierte Parlamentarismus“ sieht nur geringe Machtbefugnisse der Le-
gislative vor. Seinen Ursprung hat diese Konzeption in der putschartigen, ebenfalls 
im Kontext des Kolonialkriegs in Algerien stehenden Machtübernahme Charles de 
Gaulles von 1958 (François 2007). 
 
Es ist dieses Übergewicht präsidialer Macht, das die landesspezifische Krise politi-
scher Repräsentation an zentraler Stelle mitverantwortet. Denn die charismatische 
Konzeption des Staatsoberhauptes, das Zwietracht und Unordnung überwinden und 
durch seine Direktwahl als unmittelbarer Ausdruck der Volkssouveränität erscheinen 
soll, entpolitisiert. Ihr liegt eine grundsätzlich negative Auffassung von gesellschaftli-
cher Pluralität bzw. von sozialen Konflikten über kollektiv verbindliche Entscheidun-
gen zugrunde. Die nun anvisierte, neuerliche Verstärkung der präsidialen Macht 
muss kritisch auch vor dem Hintergrund von Kämpfen zur Demokratisierung der poli-
tischen Repräsentation (wie sie z.B. durch die im Jahr 2000 eingeführte geschlechts-
egalitäre Paritätsregelung erfolgt ist) und im Kontext der politischen Desorganisation 
der Vorstädte gesehen werden (Lépinard 2007, Masclet 2003). Die zunehmende 
Ethnisierung sozialer Konflikte bzw. die Verankerung des Islamismus in einigen fran-
zösischen Vororten hängen nicht zuletzt mit dieser Desorganisation zusammen. 
 
Kurzum: Die staatlichen Reaktionen auf die Pariser Terroranschläge ziehen zentrale 
Register des demokratischen Zusammenlebens in Frankreich. Um angesichts dieser 
Tatsache die Haltung der französischen Linken zu verstehen, bedarf es zunächst 
einer historischen Kontextualisierung. 
 
Die Ethnisierung des französischen Republikanismus  
 
Nach ihrem Selbstverständnis ist die politische Ordnung in Frankreich prozedural 
konzipiert. Die Nation soll dem berühmten Ausspruch Ernest Renans zufolge „ein 
täglicher Plebiszit“ (Renan 1882: 55) sein. Doch bereits als diese Vorstellung vorge-
tragen wurde, hatte sie eine äußerst ambivalente Gestalt. Diese hat sich seither zu 
einer substantiellen Konzeption fortentwickelt. Das Verhältnis der französischen Re-
publik zum Islam und zu rassifizierten Minderheiten illustriert dies nachdrücklich. 
 
Die Beziehungen von Politik und Religion sind in Frankreich durch den Laizismus 
bestimmt. Dieser gilt mittlerweile als einer der zentralen Züge des republikanischen 
Selbstverständnisses. Daher wird er angesichts der islamistischen Terroranschläge 
vom Januar 2015 sowie der neuerlichen Pariser Attentate allseits beschworen. Das 
laizistische Regelwerk datiert maßgeblich auf eine ab 1879 erlassene Reihe von 
Schul- und Vereinsgesetzen. Mit ihnen schrieb die Dritte Französische Republik eine 
Säkularisierung von Lehrinhalten und -personal fest. Hinzu kommt das für die heutige 
Diskussion zentrale Separationsgesetz von 1905, mit dem die Republik nicht zuletzt 
auf die Dreyfus-Affäre reagierte. Es gewährleistet Glaubensfreiheit (Art. 1) und for-
muliert die Weigerung des Staates, Religionsgemeinschaften anzuerkennen oder zu 
finanzieren (Art. 2). Ausnahmen stellen öffentliche Einrichtung mit Anwesenheits-
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pflicht dar, wie etwa Schulen, Krankenhäuser oder Gefängnisse. In ihnen kommt die 
öffentliche Hand für Seelsorgedienste auf, um Religionsfreiheit zu garantieren3. 
 
Der Islam nimmt in diesem Arrangement seit jeher eine Sonderstellung ein. Er ist für 
Frankreich zu Beginn des 20. Jahrhunderts v.a. relevant, insofern er in den nordafri-
kanischen Kolonien die Mehrheitsreligion darstellt. Eigentlich hätte auch diese dem 
laizistischen Reglement unterworfen werden müssen, denn die Republik erhebt ei-
nen jakobinischen Anspruch auf Unteilbarkeit. Dies gilt insbesondere für Algerien, 
das zum damaligen Zeitpunkt als integraler Bestandteil des französischen Staates 
galt. Das Gesetz von 1905 verweist in Artikel 43 allerdings auf Verwaltungsvorschrif-
ten, die im kolonialen Zusammenhang eine Abweichung vom Separationsprinzip er-
möglichen. Und tatsächlich ist der Islam zum Zwecke der Aufrechterhaltung der fran-
zösischen Herrschaft hier eng mit dem Staat verbunden geblieben. So haben die 
Kolonialbehören bspw. die Ausbildung von loyalen Imamen organisiert (Achi 2004, 
Bozzo 2006)4. Zudem hat die französische Kolonialmacht Muslime mit Sonderrege-
lungen, die den laizistischen Gesetzen zuwider laufen, diskriminiert: 1870 wurden die 
algerischen Juden auf Initiativen des linksrepublikanischen Justizministers Adolphe 
Crémieux zu rechtsgleichen Franzosen erklärt, die Muslime dagegen 1881 einer 
Reihe repressiver Ausnahmegesetze, dem sog. Code d’indigénat, unterworfen5. 
 
Geht man mit globalhistorischen Ansätzen davon aus, dass im kolonialen Zusam-
menhang soziale Repräsentationen und politische Strukturen geschaffen wurden, die 
massive Rückwirkungen auf die Metropolen hatten und haben (Stoler/Cooper 1997), 
kann in diesen Ausnahmeregelungen der historische Ursprung eines bis heute in 
Frankreich wirkmächtigen Imaginären ausgemacht werden. Dieses besteht in der 
Auffassung, Muslime hätten eine grundsätzliche, aus gruppenspezifischen, die ge-
meinschaftliche Zugehörigkeit verabsolutierenden Vorstellungen und Praxen resultie-
rende Distanz zur laizistischen Ordnung (gemeinhin communautarisme genannt), der 
mit einer spezifischen Politik eines ansonsten differenzblind konzipierten Laizismus 
begegnet werden müsse (zur Vereinbarkeit von Islam und Laizismus grundsätzlich 
Frégosi 2008). Zudem muss die Entstehung einer bis heute den französischen Islam 
bestimmenden Institution in den kolonialen Ausnahmeregelungen verortet werden. 
1920 wurde mit – unmittelbar gegen das Gesetz von 1905 verstoßenden – staatli-
chen Subventionen die Pariser Moschee errichtet. Diese war als Revanche der Re-
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
3 Der so kodifizierte Laizismus kann als „eine frühe, pragmatische Artikulation des liberalen Strebens 
[gelten], den Schutz individueller Freiheit und die Vielzahl der Auffassungen des Guten in der Gesell-
schaft mit gemeinschaftlichen Normen egalitärer, politischer Zugehörigkeit zu verbinden“ (Laborde 
2008, 31). Dafür bedient sich die Regelung der Dritten Republik dreier Prinzipien, deren konfligieren-
der Zusammenhang die Auseinandersetzungen um das Verhältnis von Staat und Religion bis heute 
bestimmt: Glaubens- und Meinungsfreiheit, Gleichheitsgebot und Trennung von Staat und Religion 
bzw. weltanschauliche Neutralität des Staates (für eine gelungene Interpretation der daraus resultie-
renden Normenkonflikte s. Maclure u. Taylor 2011). 
4 Auch christliche Missionen und Schulen wurden in diesem Zusammenhang übrigens kolonialpolitisch 
instrumentalisiert. Absurder Weise wurde Christianisierung dabei als Vorstufe zur Laizisierung begrif-
fen. 
5 In der französischen Metropole, in der die Juden 1791 rechtliche Gleichstellung erlangten, hatten 
progressive Kräfte die Forderung nach Emanzipation der algerischen Juden schon seit Mitte des 19. 
Jahrhunderts erhoben. Der dafür mobilisierte Liberalismus stützte im kolonialen Zusammenhang aller-
dings ein Regime rechtlicher Ungleichheit bzw. fügte sich in das strategische Kalkül von ‘teile und 
herrsche’ ein. Den durch ihre staatsbürgerliche Emanzipation unfreiwillig der Gemeinschaft der Kolo-
nisateure Zugeschlagenen brachte ihr neuer Status so eine eigentümliche Zwischenposition: Oftmals 
als Kollaborateure der Kolonialmacht angesehen, fürchteten die meisten algerischen Juden nach der 
Unabhängigkeit 1962 um ihr Leben und wanderten in die französische Metropole aus (Allouche-
Benayoun 2006). 
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publik für den Blutzoll der unter Zwang rekrutierten, muslimischen Kolonialsoldaten 
des Ersten Weltkrieges konzipiert (Davidson 2012). 
 
Die Auseinandersetzungen um das Verhältnis von Republik und Islam, die in der 
französischen Metropole insbesondere durch Migration aus mehrheitlich muslimi-
schen Ländern seit den 1960er Jahren an Fahrt gewonnen haben, sind maßgeblich 
durch diese mentalen und institutionellen Ordnungen bestimmt. Dazu gehören auch 
die langen Konflikte um die Gründung eines Repräsentationsorgans der französi-
schen Muslime. Dieses soll u.a. die nach dem Gesetz von 1905 vorgesehenen Seel-
sorger für Schulen, Gefängnisse und Krankenhäuser benennen. Seit der islamischen 
Revolution im Iran 1979 knüpfen sich allerdings auch politische Hoffnungen auf so-
ziale Kontrolle an die schließlich erst 2003 als Conseil Français du Culte Musulman 
(CFCM) geschaffene Struktur. An deren Formierungsprozess waren nicht nur Mitar-
beiterinnen des französischen Innenministeriums, sondern auch ausländische Bot-
schaften nachhaltig beteiligt – ein weiterer, offener Verstoß gegen das laizistische 
Trennungsgebot (Zeghal 2005)6. 
 
Die zunehmende sozio-ökonomische Polarisierung im Postfordismus und die ver-
stärkte gesellschaftliche Pluralisierung durch Multikulturalismus haben das republi-
kanische Gesellschaftsmodell und seinen Anspruch auf Gleichheit und Uniformität in 
eine sich seit den späten 1970er Jahren zuspitzende Krise gestürzt. Diese wird u.a. 
in regelmäßig wiederkehrenden Kopftuchdebatten ausgetragen. In diesem Zusam-
menhang sind die drei laizistischen Prinzipien reartikuliert und in ein persönliches 
Verhaltensgebot bzw. ein Mittel gegen Frauenunterdrückung transformiert worden. 
Die neueren Etappen dieses Prozesses sind die auf das Kopftuch zielenden Verbote 
offensichtlicher, religiöser Zeichen an öffentlichen Schulen 2004, seine Verbannung 
aus Kindertagesstätten mit entsprechender Hausordnung sowie das Verbot der Voll-
verschleierung und des muslimischen Gebets auf offener Straße ab 2010 (Baubérot 
2006 u. 2012a, Vauchez u. Valentin 2014). Bezeichnend ist dieser Prozess nicht nur, 
weil er – in Abkehr von Artikel eins des Gesetzes von 1905 – zu einer Einschränkung 
der Glaubensfreiheit führt. Er beinhaltet zudem eine weitreichende Verschiebung des 
Neutralitätsanspruchs: von der öffentlich-staatlichen zur öffentlich-
zivilgesellschaftlichen Sphäre. 
 
In dieser Entwicklung kommt Muslimen auch deswegen eine Sonderstellung zu, weil 
die im Grunde nicht laizistischen, sondern säkularistischen Forderungen einzig ihnen 
gegenüber vorgebracht werden. So zum Beispiel, wenn es – aufgrund von Platz-
mangel in Moscheen und Gebetsräumen – um muslimische Gebete auf offener Stra-
ße oder Halal-Fleisch in Schulkantinen geht7. Dort, wo sich v.a. Angehörige der 
Mehrheitsreligion zu großen öffentlichen Glaubensbekundungen versammeln, sind in 
der Regel keine derartigen Neutralitätsforderungen zu vernehmen. Und dies gilt 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
6 Der damalige Innenminister Sarkozy hat in diesem Zusammenhang mit seinen antilaizistischen Ab-
sichten einer sozialregulativen Instrumentalisierung des Islams übrigens keinesfalls hinter dem Berg 
gehalten (Sarkozy 2004). 
7 Dass der Laizismus ein grundsätzliches liberales Arrangement ist bzw. sein kann, illustriert nicht 
zuletzt die von Anbeginn praktizierte reasonable accommodation der öffentlichen Schulen gegenüber 
dem Katholizismus: Am Mittwochnachmittag findet in der französischen Ganztagsschule bis heute 
kein Unterricht statt (ursprünglich war diese Zeit für den Katechismus reserviert) und am Freitag wird 
in den Schulkantinen Fisch serviert. Muslimischen Schülerinnen demgegenüber z.B. schweinefleisch-
freie Kost vorzuenthalten, ist vor diesem Hintergrund in hohem Maße inkohärent. Auch in anderen 
öffentlichen Institutionen lassen sich derartige „variable Geometrien“ in der Umsetzung laizistischer 
Prinzipien beobachten (für die Situation in den französischen Gefängnissen Béraud u.a. 2014). 
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selbst, wenn derartige Versammlungen unmittelbar politisch motiviert sind. Man 
konnte dies etwa im Kontext der katholisch dominierten Massenproteste gegen die 
Öffnung der Ehe für homosexuelle Paare 2012/2013 besichtigen – einem „genuinen 
Laizismusthema“ (Baubérot 2012b), von dem öffentlich allerdings so gut wie niemand 
als solchem gesprochen hat. 
 
Die Ethnisierung des französischen Republikanismus kann noch an einem weiteren 
Transformationsprozess der neueren französischen Politikgeschichte festgemacht 
werden. Dieser betrifft das Verhältnis der Republik zu ihren rassifizierten Minderhei-
ten. Ende der 1970er und Anfang der 1980er Jahre herrschte in Frankreich ein kur-
zer Sommer des Multikulturalismus. Er stand im Zusammenhang mit der kulturellen 
Dezentralisierung zugunsten der französischen Regionalsprachen unter Präsident 
François Mitterrand. Als der Front National (FN) 1983 seine ersten Wahlerfolge ver-
zeichnen konnte, schwang ein Großteil der französischen Sozialistinnen allerdings 
auf eine immer stärkere Kulturalisierung des Staatsbürgerschaftsgedankens ein 
(Martigny 2012). Das vormals propagierte „Recht auf Differenz“ wurde nun für den 
Zulauf der rechtsextremen Partei verantwortlich gemacht. „Integration“ wurde so fort-
an zum zentralen Paradigma im Umgang mit Differenz. Der starke Individualismus 
dieser Konzeption wird dabei tendenziell gegen jegliche kulturellen Bindungen aus-
gespielt, sodass die entsprechende Politik im Grunde auf Assimilation zielt. Die An-
deren müssen sich der Mehrheit anpassen (Laborde 2001). 
 
Nichts lässt darauf schließen, dass die in Frankreich seit der Regierungszeit der lin-
ken Regenbogenkoalition (1997-2002) unter dem Druck europäischer Vorgaben an-
gestrengten Antidiskriminierungspolitiken grundsätzlich mit diesem Integrationspara-
digma gebrochen haben. Dabei liegt Antidiskriminierungspolitiken eigentlich eine 
grundsätzlich andere Konzeption von Differenz und Mehrheitsgesellschaft zu Grun-
de: Man entgeht Diskriminierungen nicht durch individuelle Anpassung. Das Problem 
liegt diesem Zugriff zufolge vielmehr in verschiedenen (materiellen, symbolischen, 
räumlichen etc.) Segregationsprozessen innerhalb der Gesamtgesellschaft. Diese 
müssen beachtet werden, sollen Diskriminierungen wirksam bekämpft werden. In 
Frankreich wirkt nun aber das Integrationsparadigma der 1980er Jahre nach, inso-
fern Antidiskriminierungspolitiken gesamtgesellschaftliche Strukturen nicht in Rech-
nung stellen. Diskriminierungen gibt es für die zuständigen Stellen nur, wenn diese 
von einem Individuum angezeigt werden. Daher nimmt man auch alle Formen der 
Ungleichbehandlung, gleich an welchen Kriterien (Behinderung, gender, race etc.) 
sie sich festmachen, zugleich ins Visier. Auf mögliche Spezifika von Ausschlüssen 
und dementsprechend den Mitteln, sie zu beenden, wird daher nicht reflektiert. Um-
gekehrt zu verfahren, hieße nach dieser Philosophie, die Existenz von partikularen 
und insbesondere ‘rassischen’ Gruppen staatlich anzuerkennen, was wiederum als 
antirepublikanisches Sakrileg gilt. Daher resultiert die in Frankreich immer wieder mit 
viel Elan geführte Debatte über „ethnische Statistiken“ (É. Fassin 2010). Durch die 
Weigerung, die soziale Realität bestimmter Formen kollektiver Zugehörigkeit anzuer-
kennen, ist man dabei weit von einem pragmatischen Egalitarismus entfernt. Die Re-
publik hat ihren rassifizierten Minderheiten zumindest in dieser Hinsicht nur wenig zu 
bieten (D. Fassin 2002, Simon u. Zappi 2003). 
 
Neorepublikanismus vs. Differenzialismus 
 
Die Reaktionen der französischen Linken auf die Attentate von Paris müssen vor 
dem Hintergrund von Konflikten über diese Modelle des demokratischen Zusammen-
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lebens verstanden werden. Dabei springen v.a. zwei Zugänge ins Auge, die beide als 
extreme Formen der Identitätspolitik gelten können: eine neorepublikanische und 
eine differenzialistische. Während erstere sich durch ein apathisches Einverständnis 
mit dem derzeitigen staatlichen Agieren auszeichnet, tut sich letztere im Wesentli-
chen mit undifferenzierten Relativierungen hervor. Beide Politiken bedingen daher 
eine zunehmende linke Orientierungslosigkeit. 
 
Die neorepublikanische Linke, die sich v.a. im Umfeld der sozialistischen Partei und 
der sog. Linksfront (einem Zusammenschluss der Kommunistischen Partei, der 
Linkspartei von Jean-Luc Mélenchon sowie einiger kleiner linker Parteien) bewegt, 
lässt sich derzeit im Wesentlichen mit Forderungen nach einer weiteren Substanzia-
lisierung des Republikanismus vernehmen. Islamismus und islamistische Terrorakte 
in Frankreich werden dabei insbesondere auf eine gescheiterte Integration der Nach-
kommen (post-)kolonialer Migrantinnen zurückgeführt – mit einem starken Akzent auf 
individuelle Anstrengungen, wie ihn das Integrationsparadigma auszeichnet.  
 
Nehmen wir das Beispiel der feministischen Philosophin Elisabeth Badinter. Sie war 
in der Vergangenheit bereits nachhaltig an der Redefinition des Laizismus beteiligt. 
So lieferte sie etwa der parlamentarischen Kommission, die sich mit der Vollver-
schleierung beschäftigte, 2009 die zentrale ideologische Begründung für ein Verbot: 
Das Tragen der fraglichen Kleidung stelle „einen Bruch des Gesellschaftsvertrags 
dar, eine Integrationsverweigerung sowie eine Verweigerung von Dialog und Demo-
kratie“ (Badinter in Raoult 2010, 335). Zwei Jahre später, als der FN sich öffentlich-
keitswirksam über das muslimische Gebet auf offener Straße ausließ, lässt Badinter 
verlautbaren, dass „abgesehen von Marine Le Pen niemand mehr den Laizismus 
verteidigt“ (Badinter 2011)8. In Reaktion auf die islamistischen Attentate vom Januar 
2015 schreibt Badinter: „Ist der Laizismus in den Dreck gezogen worden? Wir müs-
sen zu den Grundlagen zurückkehren. Es gibt keine Laizismen und keinen ‘offenen’ 
Laizismus [laïcité ‘ouverte’]. Es gibt nur einen Laizismus. Im Privaten kann man seine 
Religion leben, in der Öffentlichkeit obsiegt das Kollektiv. Also die Republik. Es gibt 
keinen Grund, in der Öffentlichkeit [à l’extérieur] eine Kippa oder eine islamische Be-
kleidung zu tragen. Alle Anstrengungen müssen auf eine Verstärkung dessen, was 
uns einigt, zielen – unter Vernachlässigung unserer Differenzen. Ich denke, dass wir 
in der Vergangenheit nachlässig mit dem alles einnehmenden, politischen Religiösen 
[politiquement religieux] gewesen sind. Wir mussten uns ihm unterwerfen und uns 
immer weitergehenden religiösen Forderungen beugen. Ein solches Verhalten ist 
antilaizistisch. Wir haben aus Angst vor Stigmatisierung kapituliert.“ (Badinter 2015) 
 
Eine weitere Protagonistin des linksrepublikanischen Lagers ist die feministische 
Journalistin Caroline Fourest. In einer Radiosendung von France Culture kritisiert sie 
am 16. November 2015 die ihrer Meinung nach fehlgeleiteten linken Reaktionen auf 
die Pariser Anschläge, die außen- und innenpolitische Zusammenhänge der Tat her-
vorheben: „Es ist also unser Fehler, wenn man uns umbringt, weil wir Gleichheit, Lai-
zismus und Meinungsfreiheit schätzen. Unser Fehler, da wir uns friedlich verteidigen, 
wenn man unsere Rechte bedroht und militärisch, wenn man uns den Krieg erklärt. 
Diese Leier ist nicht nur pietätlos. Sie liefert den Terroristen Waffen, erleichtert ihnen 
die Rekrutierung und deklariert uns zum Ziel. Es handelt sich um den Gesang von 
Kollaborateuren, von Helfern, die einer Propaganda Vorschub leisten, die uns zu er-
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
8 Die französische Staatsanwaltschaft sah dies übrigens anders: Gegen die FN-Vorsitzende ist auf-
grund ihres Vergleichs von auf der Straße betenden Muslimen mit der deutschen Besatzung während 
des Zweiten Weltkrieges ein Verfahren wegen Volksverhetzung anhängig. 
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ledigen trachtet. [...] Der Islamische Staat zielt auf uns nicht für das, was wir tun, 
sondern für das, was wir sind: ein freies, laizistisches und lebensfrohes Land. Das 
steht Wort für Wort in der Erklärung, mit der sich zu dem Anschlag vom 13. Novem-
ber bekannt wurde und dies ändert alles. Der Krieg im Irak, an dem wir uns zu Recht 
nicht beteiligt haben, der keine Verbindung zum 11. September aufwies und außer-
halb des internationalen Rechts stand, hat nichts mit der Intervention in Syrien zu 
tun, die ihrerseits begründet ist, da sie den internationalen Anforderungen für legitime 
Verteidigung entspricht.“ (Fourest 2015) 
 
Badinters und Fourests Reaktionen illustrieren deutlich die beschriebenen politischen 
Verschiebungen. Etwa die Transformation des Laizismus in ein individuelles, säkula-
ristisches Verhaltensgebot, das v.a. auf Muslime abzielt. Oder die Behauptung, einer 
v.a. religiös zu erklärenden Radikalisierung, die soziale und politische Prozesse in-
nerhalb der französischen Gesellschaft zum Verständnis des Terrorismus vernach-
lässigt. 
 
Die differenzialistische Linke – hier als Oberbegriff für verschiedene internationalisti-
sche und antirassistische Tendenzen gebraucht – lässt sich angesichts der Pariser 
Attentate mit Erklärungen vernehmen, wie sie Fourest im Visier hat. Die trotzkisti-
sche, Neue Antikapitalistische Partei (NPA) etwa verlautbart unmittelbar nach den 
Anschlägen: „Diese niederträchtige Barbarei mitten in Paris ist eine Antwort auf die 
genauso blinde und noch mörderischere Gewalt der Bombardierungen der französi-
schen Luftwaffe in Syrien, die François Hollande und seine Regierung beschlossen 
haben. [...] Die Barbarei des Imperialismus und die des Islamismus nähren sich ge-
genseitig – und dies zum Zwecke der Kontrolle des Zugangs zu Ölquellen. [...] Ein 
weiteres Mal rufen die Verantwortlichen dieser Sturmflut zur nationalen Einheit auf. 
Sie versuchen, die dramatische Situation zu ihren Gunsten zu wenden, um Empö-
rung und Revolte zu ersticken. Einen Sündenbock haben sie dafür bereits ausge-
macht: die Muslime.“ (NPA 2015) 
 
In durchaus vergleichbarem Wortlaut schreibt der Parti des Indigènes de la Républi-
que (PIR), der sich vor gut zehn Jahren als Mouvement des Indigènes de la Républi-
que (MIR) gegen die Aufwertung der französischen Kolonialvergangenheit zusam-
mengefunden und mittlerweile als Partei konstituiert hat: „Frankreich erlebt die Rück-
kehr einer kriegerischen Außenpolitik in Libyen, Mali, Syrien und im Irak, die von der 
Strategie des ‘Kampfes der Kulturen’ und deren Bestandteilen, Rassismus und staat-
licher Islamophobie, zehrt. Wir prangern bereits jetzt jene an, die diese Tragöde für 
repressive Politiken gegen Muslime, Flüchtlinge und jegliche Formen des Widerstan-
des der verarmten Vororte [quartiers populaires] zu instrumentalisieren trachten.“ 
(PIR 2015) 
 
Die für einen gewissen Teil des gesellschaftskritischen Spektrums repräsentativen 
Reaktionen von NPA und PIR sollen im Folgenden in den neueren Entwicklungen 
der französischen Linken kontextualisiert werden. 
 
Antirassistische Identitätspolitik und internationalistische Komplexitätsreduk-
tion 
 
Die Auseinandersetzung mit der eigenen Kolonialvergangenheit und ihren Nachwir-
kungen ist weiterhin eine der großen Aufgaben der kritischen Öffentlichkeit in Frank-
reich. Es stellt sich angesichts der harschen Polemiken in diesem Zusammenhang 
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allerdings zunehmend die Frage, wie diese Auseinandersetzungen geführt werden 
sollten9. Ein Teil der französischen Linken hat sich für Holzhammer-Methoden ent-
schieden und erweist der Debatte damit allemal einen Bärendienst. 
 
Die Indigènes de la République, in deren Namenswahl bereits das Ausnahmeregime 
anklingt, dem die kolonisierte Bevölkerung nicht nur in Algerien unterworfen wurde, 
haben bisher v.a. durch die polemische Behauptung kolonialer Kontinuitäten auf sich 
aufmerksam gemacht10. So heißt es etwa in dem Gründungsaufruf der Gruppe aus 
dem Jahr 2005: „Die kolonialen Mechanismen zur Verwaltung des Islams stehen mit 
der unter Regie des Innenministeriums erfolgten Erschaffung des Conseil Français 
du Culte Musulman wieder auf der Tagesordnung.“ (MIR 2005) Tatsächlich lassen 
die in diesem Zusammenhang zu besichtigenden Abweichungen von den laizisti-
schen Prinzipien zunächst an das historische Ausnahmeregime denken. „Koloniale 
Mechanismen“ anzuklagen, heißt allerdings, die fundamentalen Ambivalenzen, die 
der Gründungsprozess des CFCM birgt, zu übersehen. Und diese können einige po-
litisch relevante Erkenntnisse bereithalten (s.u.). Jedenfalls bringt die Schaffung des 
Repräsentationsorgans der französischen Muslime durchaus auch das staatliche 
Bestreben zum Ausdruck, die mittlerweile zweitgrößte Religionsgemeinschaft Frank-
reichs in das in der Dritten Republik geschaffene Regelwerk zu integrieren. So be-
nennt der CFCM ja nicht zuletzt die in manchen öffentlichen Einrichtungen vorgese-
henen Seelsorger. Ferner reagierte der französische Staat mit seinem Engagement 
in dieser Angelegenheit durchaus auch auf das Problem, dass im Islam kein haupt-
amtlicher Klerus existiert, d.h. keine Struktur, die ohne Weiteres die vom Gesetz von 
1905 vorausgesetzte Kooperationsinstanz verkörpern kann. Schließlich ist im Grün-
dungsprozess des CFCM durchaus die in Artikel vier des Gesetzes von 1905 festge-
schriebene, interne Organisationsfreiheit der Religionsgemeinschaften geachtet wor-
den. Denn das Innenministerium ist nicht einfach auf die ihm genehmen, muslimi-
schen Akteure zugegangen (wie sie im kolonialen Zusammenhang durch die staatli-
che organisierte Imam-Ausbildung geschaffen wurden). Vielmehr kam 2003 aufgrund 
ihrer Verankerung in der Landschaft des französischen Islams insbesondere die bis 
weit in den Staatsapparat missliebige Union des Organisations Islamiques de France 
(UOIF) zum Zuge – sehr zum Leidwesen der Pariser Moschee, die bis dato als offi-
ziöser Partner in derartigen Belangen galt. Die UOIF streben anders als verschiede-
ne, am CFCM beteiligte, von arabischen Staaten abhängende Verbände einen fran-
zösischen Islam frei von ausländischer Einmischung an. 
 
Ähnlich polarisierend wie die geschichtspolitischen Positionen dieses Teils der fran-
zösischen Linken ist seine antirassistische Praxis. Diese wirkt bisweilen wie eine von 
akademischen Diskursen aus den USA beeinflusste, nachholende Identitätspolitik. 
Dabei ist einerseits auffällig, dass rassismuskritische Analysen aus Nordamerika 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
9 Die im Folgenden geäußerte Kritik an linken Positionen sollte nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
Polemik im vorliegenden Zusammenhang v.a. das Markenzeichen eines anderen politischen Akteurs 
ist. So gibt es bis weit in die französische, bürgerliche Rechte hinein ein kolonialapologetisches Milieu, 
das regelmäßig mit verschiedenen politischen Initiativen auf sich aufmerksam macht (Haegel 2012, 
278ff). Zu diesen gehört u.a. das mit den Stimmen der damals bürgerlich-rechten Parlamentsmehrheit 
verabschiedete, schließlich allerdings vom Präsidenten Jacques Chirac aus Zuständigkeitsgründen 
kassierte Gesetz aus dem Februar 2005, mit dem die angeblich „positive Rolle“ der französischen 
Kolonialherrschaft „insbesondere in Nordafrika“ als Lesart des staatlichen Geschichtsunterrichts fest-
zuschreiben versucht wurde. 
10 Angesichts der drakonischen Verbrechen, die der Code d’indigénat juristisch sanktioniert hat (Merle 
2002), stellt die Parallelisierung mit den derzeitigen gesellschaftlichen Verhältnissen in Frankreich 
schlichtweg eine Geschichtsklitterung dar. 
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oftmals umstandslos auf die französische Situation zu übertragen versucht werden – 
ein Vorhaben, was angesichts der Spezifik der französischen Geschichte regelmäßig 
zu problematischen Verzerrungen führt. Anderseits werden die Effekte der einseiti-
gen Kaprizierung auf Rassifizierung kaum kritisch reflektiert. Hier sind zunächst ein-
mal jene kategorisierenden Markierungspraxen (weiß, männlich, heterosexuell etc.) 
zu verzeichnen, die soziale Positionierungen v.a. als individuelle Privilegien bearbei-
ten wollen. Diese sollen dabei in selbstbezichtigender Manier benannt werden, wobei 
damit oftmals zugleich einer Politik der Moral das Wort geredet und obendrein Re-
Essentialisierungen naturalisierter Formen sozialer Zugehörigkeit (gender und race – 
Klassenzugehörigkeit spielt in diesen Ansätzen in der Regel nur eine nachgeordnete 
Rolle) Tür und Tor geöffnet wird (kritisch zu diesen Politiken Arslanoğlu 2010)11. Zu-
dem, und das ist im Zusammenhang der Pariser Attentate das Entscheidende, füh-
ren diese Zuspitzungen dazu, Rassifizierung gegen andere relevante politische Logi-
ken auszuspielen, insbesondere Islamismus12. Dessen Propagandistinnen werden so 
vor dem Hintergrund ihrer – sofern es sich nicht um weiße Konvertitinnen handelt – 
potenziellen rassistischen Diskriminierung in der französischen Mehrheitsgesell-
schaft, nicht nur von der Kritik ausgenommen. Sie werden auch zu Bündnispartne-
rinnen. Dies zeigt das Beispiel des Islamisten Tariq Ramadan. Er gehört regelmäßig 
zu den Unterzeichnern linker, rassismuskritischer Aufrufe. So unterstützte er z.B. die 
Indigènes de la République bereits kurz nach ihrer Gründung und zeichnete kürzlich 
den Aufruf zu einer Pariser Demonstration anlässlich des zehnten Jahrestages des 
Vorortrevolten von 2005. 
 
Aus der einseitigen Fokussierung auf Rassismus, die derartige Allianzen ermöglicht, 
resultiert zunächst einmal eine frappierende Inkohärenz. Ramadan ist eine der intel-
lektuellen Gallionsfiguren der UOIF. Dieser Verband hatte sich 2005 bei einem Groß-
teil der Vorstadtjugendlichen allerdings gerade diskreditiert, da er eine Fatwa gegen 
die Beteiligung an den Revolten erlassen hatte. Gefährlich wird diese Inkohärenz, 
wenn sie sich mit Unwissenheit mischt. So kann das Satiremagazin Charlie Hebdo, 
die Zielscheibe der islamistischen Attentate vom Januar 2015, zur „rassistisch-
antisemitischen Satire-Zeitschrift“ (Piesche 2015) mutieren. Auch wenn diese gravie-
rende Fehleinschätzung aufgrund einiger fragwürdiger Islam-Karikaturen des Blattes 
– vergessen oder nicht mal wahrgenommen scheint dagegen das jahrelange Enga-
gement der ermordeten Redakteure gegen Rassismus und Antisemitismus (z.B. Luz 
1998) – aus deutscher Perspektive formuliert wird, zeigt sie, wohin ein derart aus-
schließlicher Fokus auf Rassifizierung führen kann: Widersprüche können nicht mehr 
gedacht werden und Kritik (nicht zuletzt am Antisemitismus der Attentäter) wird un-
möglich. Mehr noch: derartige Aussagen drohen islamistische Terroristen geradezu 
in die Nähe antirassistischer Aktivistinnen zu rücken. Wo nur noch soziale Identitäten 
zählen, gibt es keine politischen Inhalte mehr. Und v.a. keine politischen Strategien 
gegen Islamismus – ein Umstand, der der nationalen Vereinnahmung des Entset-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
11 Laplanche-Servigne hat derartige Essentialisierungen durch eine teilnehmende Beobachtung beim 
MIR feststellen können – etwa wenn dessen Aktivistinnen zweifeln, ob sie Sprecherinnenpositionen 
der Bewegung einnehmen sollten, da sie „nicht indigen genug aussehen“ (zit. n. Laplanche-Servigne 
2014: 161). 
12 Als Islamismus soll hier eine politische Religion gelten, die antipluralistisch ist, sich durch die Vor-
stellung einer Rückkehr zu einer mythologisierten, mittelalterlichen Sozialordnung auszeichnet und 
mittels religiöser Prinzipien das gesamte gesellschaftliche Leben zu regulieren trachtet. Dabei beste-
hen verschiedene Spielarten wie Fundamentalismus, Salafismus etc. Islamistischer Terror bezeichnet 
eine entsprechend legitimierte, „zielgerichtet ausgeübte Gewalt gegen Personen, die an einer Ausein-
andersetzung nicht direkt beteiligt sind“ (Lindner u.a. 2003, 359). 
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zens über die Pariser Anschläge und der Trauer über deren Opfer ein leichtes Spiel 
bereitet (in diesem Sinne Koester 2015). 
 
Der Funktionalismus, der aus den oben zitierten Stellungnahmen zu den Pariser At-
tentaten spricht, verantwortet darüber hinaus eine Vernachlässigung des Terrorismus 
als politisches Problem – neben dem fehlenden Antiislamismus vielleicht der miss-
lichste Zug dieses politischen Spektrums. Nach dem Grundsatz „So wie man in den 
Wald hereinruft, so schallt es heraus“, wird der islamistische Terror so „zum passi-
ven, einzig durch die niederträchtige Politik der Regierenden geleitetes Subjekt“, kri-
tisiert daher eindrücklich der Rechtswissenschaftler Didier Hanne (2015) bereits vor 
den neuerlichen Pariser Anschlägen. Insbesondere ideologische Dynamiken blieben 
dabei vollkommen im Dunkeln und allein eine bessere sozialstaatliche Umverteilung 
erscheine als Problemlösung. „Natürlich gibt es einen Zusammenhang zwischen der 
Art und Weise, in der sich die moderne Gesellschaft auf einen uneingeschränkten 
[intégral] Kapitalismus zubewegt, der massenweise Individuen um ihre Orientierung 
bringt und jegliche Formen des Zusammenlebens untergräbt“, fährt Hanne fort. „Aber 
dieser Zusammenhang ist derartig komplex vermittelt und von zahlreichen Rückwir-
kungen geprägt – die entscheidende Schwierigkeit der Unvorhersehbarkeit von 
Handlungen relativ freier Individuen mal ganz dahingestellt –, dass es so gut wie gar 
nichts bringt, ihn in Erinnerung zu rufen, wenn man Terrorismus verstehen und ge-
gen ihn angehen möchte.“ (Ebd.) 
 
Schließlich ist die Allgegenwart des Imperialismusbegriffs in Stellungnahmen, wie 
denen der NPA, symptomatisch, denn die entsprechenden Diskussionen haben sich 
bisher wenig durch komplexe Erklärungen internationaler Herrschaftsverhältnisse 
ausgezeichnet (Heinrich 2003). Das systematische, auch in der NPA-Erklärung zu 
den Pariser Attentaten zu besichtigende Beschwören von Ölfeldern in Konfliktregio-
nen, die westliche Großmächte involvieren, ist das, was das traditionsmarxistische 
Basis-Überbau-Schema für eine kritische Gesellschaftstheorie ist: ein epistemologi-
sches Hindernis. 
 
Perspektiven politischer Erneuerung 
 
Die Reaktionen des französischen Staates auf die Anschläge vom 13. November 
2015 werden bestenfalls wirkungslos verpuffen. Wahrscheinlicher allerdings ist, dass 
sie die politische Krise in Frankreich verschärfen und einen weiteren Rechtsruck des 
gesamten politischen Spektrums zur Folge haben werden. Derzeit schickt sich der 
FN an, in einigen französischen Regionen zur stärksten politischen Kraft zu werden. 
Flankiert ist dieser Prozess von der ideologischen Banalisierung seiner Themen, die 
in Frankreich gemeinhin als Lepénisation des esprits bezeichnet wird. Dass diese 
nun auch die sozialistische Regierung erfasst hat, wie es die geplante Aberkennung 
der Staatsbürgerschaft für Terroristen mit Doppelpass illustriert, ist in hohem Maße 
beunruhigend. Es ist eine Illusion davon auszugehen, dass die Übernahme solcher 
Vorhaben den FN schwächen wird. Vielmehr ließ sich in der zweiten Hälfte von Sar-
kozys Präsidentschaft gut studieren, wohin solch eine Politik führt: zu einer immer 
größeren Zustimmung für die extreme Rechte (Lindner 2015, Kap. 6). Dieser muss 
mit einer offensiven Politik, die u.a. neue, nicht-rassistische soziale Repräsentationen 
und Subjektpositionen schafft, entgegengetreten werden – einer Hegemoniepolitik im 
Sinne Stuart Halls (1988). 
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Die autoritäre Komponente der Reaktionen des französischen Staates, die sich im 
Versuch der Verstetigung des Ausnahmezustandes ausdrückt, unterstreicht dagegen 
eine weitere politische Dringlichkeit. Diese liegt in der Notwendigkeit einer grundsätz-
lichen Reflexion über die Erneuerung der politischen Ordnung in Frankreich, wie sie 
von einigen Linksparteien u.a. mit der Forderung nach einer Sechsten Republik zum 
Ausdruck gebracht wird. Innerhalb der bürgerlichen Rechten und im sozialistischen 
Spektrum scheint derzeit allerdings niemand besonders willig zu sein, auch nur in-
nerhalb des bestehenden Rahmens Kritik am Vorgehen der Regierung zu üben. So 
stimmten am 19. November 2015 gegen die nahezu einhellige Meinung von 551 Ab-
geordneten nur sechs Parlamentsmitglieder (bei einer Enthaltung) gegen die dreimo-
natige Verlängerung des Ausnahmezustandes. Und dies obwohl das somit in Kraft 
gesetzte Regime bürgerliche Freiheitsrechte umfassend beschneidet, wie die Verbo-
te der öffentlichen Versammlungen zum internationalen Pariser Klimagipfel COP 21 
illustrieren. „Seit den Attentaten von Paris und Saint-Denis sind der Ausnahmezu-
stand und seine Verlängerung kein Gegenstand der linken Debatte, selbst bei ihren 
kritischsten Köpfen. Die nationale Einigkeit, die manche [mit Verweis auf den Ersten 
Weltkrieg; K.L.] als ‘heiligen Bund’ [union sacrée] beschreiben, kommt voll zum Tra-
gen. Anders als die linken Kräfte in Gewerkschaften und Verbänden, die sich über 
die Wendung der Ereignisse echauffieren, haben die linken Parteien sich entschie-
den, dem Marschschritt der Regierung zu folgen“, kommentiert die online-Zeitschrift 
Mediapart (Alliès 2015). Welche Folgen diese Haltung für zukünftige, soziale und 
politische Konflikte in Frankreich haben wird, bleibt abzuwarten. 
 
Wenig Hoffnung auf tragfähige politische Alternativen bieten auch die beiden skiz-
zierten, identitätspolitischen Optionen der Linken. Da sie beide aufs Innerste mit den 
geschilderten Aushandlungen der Formen des demokratischen Zusammenlebens 
verbunden sind, sollen abschließend v.a. alternative Möglichkeiten zur Intervention in 
diese Auseinandersetzungen herausgearbeitet werden. 
 
Erstens wird der von der neorepublikanischen Linken beanspruchte Universalismus 
immer stärker als Partikularismus erkennbar. Universalismus ist nicht, wenn sich drei 
Pariser Intellektuelle hinsetzen und beschließen, was als solcher zu gelten hat. Viel-
mehr muss es um eine globale Kommunikation über kulturalisierte Grenzen hinweg 
gehen, mit der sich kritisch über verschiedene Erfahrungen verständigt wird. Nehmen 
wir das Beispiel des Laizismus. Der Umstand, dass dessen Fassung in Frankreich 
zwar universalistisch konzipiert ist (Gleichbehandlung aller Religionen, Garantie der 
Religionsfreiheit in bestimmten öffentlichen Einrichtungen durch staatlich besoldete 
Seelsorger etc.), dabei allerdings die Verfasstheit des Katholizismus mit einem 
hauptamtlichen Klerus voraussetzt, verrät weniger etwas über koloniale Kontinuitä-
ten, als über einen spezifischen Ethnozentrismus. Diesen zu überwinden, ist eine der 
heutigen Herausforderungen, um den Laizismus als tatsächliche, angesichts multire-
ligiöser Gesellschaften universelle Norm zu rehabilitieren. Dieses Verfahren könnte 
man im Anschluss an die Arbeiten des indischen Historikers Dipesh Chakrabarty als 
„Provinzialisierung“ bezeichnen. Es geht dabei um die Relativierung eines an der 
westeuropäischen Erfahrung geformten, begrifflichen Systems von Staatsbürger-
schaft, Nationalstaat, Öffentlichkeit, Individuum etc. (Chakrabarty 2010). Eine Provin-
zialisierung des französischen Laizismus könnte so an dessen spezifischer Artikula-
tion mit staatlicher Macht ansetzen, mit der die Religion vollständig aus dem politi-
schen Raum zu drängen versucht wurde. Hier schwingt die Kampfkonstellation von 
französischem Staat und katholischer Kirche in der Dritten Republik mit. Demgegen-
über spricht nichts dagegen, einer verständigungsorientierten, religiösen Position, die 
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mit ihrer Konzeption des gutes Lebens auftritt, einen Platz in der politischen Ausein-
andersetzung zu geben (Mendieta/VanAntwerpen 2012). So würden die französi-
schen Muslime endlich vollwertiger Teil des demokratischen Gemeinwesen werden 
können – eine Position, die ihnen der redefinierte Laizismus vorenthält. 
 
Zweitens muss die Forderung nach Integration, so, wie sie von neorepublikanischen 
Linken erhoben wird, als undemokratischer Wunsch nach einer aseptischen Gesell-
schaft kritisiert werden. Integration sollte vielmehr radikal von Assimilation getrennt 
werden – als pragmatische Antidiskriminierungspolitik, die sich für Differenz nicht im 
Sinne von kultureller Identität interessiert. Anders als bei den in Frankreich üblichen, 
individualistischen Zugriffen geht es dabei um Strukturen sozialer Segregation. Inte-
gration meint in diesem emphatisch-demokratischen Sinne nicht die Abschaffung 
irgendwelcher kulturellen Identitäten, sondern formale Desegregation sowie räumli-
che, formelle und informelle Durchmischung der gesamten Gesellschaft (Anderson 
2010). 
 
Drittens verrennen sich die skizzierten Identitätspolitiken in separatistischen Sack-
gassen. Gegen diese macht die feministische Philosophin Elizabeth Anderson „die 
Bedeutung von Demokratie für Integration, von Kooperation und Kommunikation 
über Gruppengrenzen hinweg zum Zwecke der Schaffung geteilter Normen und Ziele 
des gesamten demokratischen Gemeinwesens und insofern zum Schmieden einer 
gemeinsamen Identität als Staatsbürger“ (Ebd., 110) stark. Was die differenzialisti-
schen Identitätspolitiken angeht, heißt dies, dass spezifische Erfahrungen und 
Standpunkte rassifizierter Minderheiten nur wirksam werden können, wenn sie kol-
lektive Entscheidungen integrierter Gemeinschaften informieren. Separatistische 
Praxen mögen historisch nötig gewesen sein, sie sind angesichts der aktuellen politi-
schen Situation allerdings nicht mehr zeitgemäß. Vielmehr können sie sogar äußerst 
schädlich sein, wie die Ignoranz gegenüber dem Islamismus zeigt. 
 
Viertens fällt in allen sich internationalistisch wähnenden Stellungnahmen zu den 
Pariser Attentaten eines ganz besonders auf: die Unterschlagung von sozialen Ak-
teurinnen, die sich jenseits aller westlichen Interventionspolitiken dem sog. Islami-
schen Staat (IS) und seinen Unterstützerinnen entgegenstellen. Man denke etwa an 
die fortschrittlichen Kräfte der syrischen, kurdischen und türkischen Zivilgesellschaft. 
Letztere befinden sich mit den Gezi-Protesten im Frühjahr 2013 und den Wahlerfol-
gen der HDP im Juni 2015 auf einem harten Konfrontationskurs zur regierenden, den 
Islamismus in Syrien fördernden AKP, deren zunehmend autoritären Staat Tariq 
Ramadan (2011) schon mal als angeblich demokratisches Vorbild für die arabischen 
Revolutionen empfiehlt. Hinzu kommen die bewaffnet verteidigten, kurdischen Auto-
nomiegebiete im Norden Syriens. Man muss die Kritik am kurdischen Befreiungsna-
tionalismus nicht in den Wind schlagen, um zu konstatieren, dass hier mit einem plu-
ri-ethnischen und multikonfessionellen Verwaltungssystem, dessen Frauenquote weit 
über der der verschiedenen Syriza-Kabinette in Griechenland liegt, sowie einer be-
waffneten Intervention zugunsten der von einem IS-Massaker bedrohten jesidischen 
Minderheit im irakischen Sindschar-Gebirge im Sommer 2014 ein politischer Akteur 
entstanden ist, der durchaus positive Impulse im Grauen der syrischen Krise hat set-
zen können. Sicher, Solidarität mit derartigen Kräften zu üben, ist keine einfache 
Aufgabe. Dennoch wäre sie ein Ansatz für einen neuen, antiislamistischen Kosmopo-
litismus13. 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
13 Für diesen gibt es durchaus bereits Vorbilder, vgl. die Arbeit entsprechender NGOs: 
https://www.adoptrevolution.org/ oder http://phnx.berlin/, 21.11.15 
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Die Krise, in der sich die französische Linke seit den Attentaten vom 13. November 
2015 befindet, könnte sich als Chance erweisen. Dies setzt allerdings die Bereit-
schaft voraus, über partikulare Universalismen und undifferenzierte Differenzialismen 
hinaus zu gehen. 
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Summary 
 
Kolja Lindner: After the Paris Terror Attacks of November 2015: Frontlines, Context 
and Perspectives 
The assassinations in the French capital provoked an authoritarian nationalism 
launched by the state. The left, by contrast, is trapped in apathy and relativism. This 
situation is the result of an ongoing renegotiation of French citizenship. While the 
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neo-republican left engages in a strict redefinition of secularism (laïcité), approaches 
based on the reification of differences invoke identity politics. Both fail to take Islam-
ism and terrorism seriously. The article considers the perspectives for a provincial-
ized secularism, a democratic “imperative of integration” (Elizabeth Anderson) and a 
post-identity cosmopolitism. 
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